
 
Rede zur Stadtverordnetenvorlage 5332/2025 (Haushalt 2026) 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
Stadtverordnetenversammlung, 

liebe Bürgerinnen und Bürger, 

Dank an die Verwaltung und den Magistrat 

Lassen Sie mich eingangs im Namen unserer Fraktion der Verwaltung und 
dem Bürgermeister unseren aufrichtigen Dank aussprechen. Wir danken 
Ihnen für die umfangreiche Arbeit am Haushalt 2026, die Sie zusätzlich zu 
Ihrem ohnehin schon anspruchsvollen Arbeitsalltag geleistet haben. 
Ihr unglaublicher Einsatz bei der Erstellung dieses Mammutwerks verdient 
höchste Anerkennung. Wir möchten uns insbesondere für die sehr 
kooperative Haltung und das Bemühen bedanken, uns als Stadtverordnete 
in die komplexen Details des Haushalts einzuführen und dieses 
umfassende Werk näherzubringen. Eine wertschätzende Zusammenarbeit 
ist die Grundlage für gute Kommunalpolitik. 

Würdigung des vorgelegten Haushaltsentwurfs 

Wir sehen im vorgelegten Haushaltsentwurf wichtige positive Ansätze, 
die die Entwicklungen der letzten Jahre fortführen. Hierzu zählen unter 
anderem: 

• die Fortsetzung der Klimaschutzmaßnahmen aus dem 
Klimaschutzkonzept, wie dem Umbau unseres Bahnhofs zu einem 
intermodalen Knotenpunkt sowie energetische Sanierungen, 

• die geplante Stärkung und die weitere Sanierung unserer 
Kindergärten, eine wichtige Investition in die Zukunft unserer 
Jüngsten. 

• die Renaturierung von Bächen, die sowohl dem Hochwasserschutz 
dient, die Biodiversität erhöht und unser Stadtbild verschönert. 



• der Ausbau unserer Radwege, 
• die Modernisierung und Digitalisierung der Verwaltung, 
• und nicht zuletzt die Stärkung unserer Feuerwehr. 

Dieser Haushalt setzt daher in vielen Punkten wichtige Entwicklungen aus 
den letzten Jahren fort und zeigt, dass die Verwaltung die zentralen 
Aufgaben unserer Stadt im Blick hat. Wir fühlen uns hierdurch darin 
bestätigt, dass wir in wichtigen Punkten, wie z. B. der Einrichtung der 
Stelle der Klimaschutzmanager*in richtige Impulse in den letzten Jahren 
gesetzt haben. Dass einige aus unserer Sicht wichtige Maßnahmen wie 
energetische Sanierungen oder PV-Anlagen allerdings von anderen 
Parteien unter einen Wirtschaftlichkeitsvorbehalt gesetzt wurden, 
bedauern wir und können wir angesichts absehbar steigender CO2-Preise 
nicht nachvollziehen. 

Mittel für Jubiläumsfeier für Johann Schweikhard von Cronberg 

Erlauben Sie mir, noch einen letzten Punkt aus dem vorgelegten Haushalt 
herauszugreifen, und dieser Punkt berührt mich auch persönlich. Im 
Haushalt ist ein ÄA der CDU-Fraktion zur Bereitstellung von Mitteln in 
Höhe von 10 TSD Euro für eine Jubiläumsfeier anlässlich des 400. 
Todestages von Johann Schweikhard von Cronberg eingereicht worden. 
Dieser Antrag hat leider eine Mehrheit gefunden. Wir haben dagegen 
gestimmt. Warum? Die Person Johann Schweikhard von Cronberg hat im 
Wesentlichen außerhalb von Kronberg gewirkt, auch wenn er hier 
geboren wurde. Was uns aber viel mehr und mich persönlich als Vater von 
zwei Töchtern sowie mittlerweile auch „Freien Unternehmerinnen“ 
besonders bewegt, ist seine belegte aktive Rolle bei der Verfolgung und 
Hinrichtung von einer Vielzahl von Frauen im Rahmen von 
Hexenprozessen. Wir werden aufgrund dieser Tatsache heute auch 
nochmals einen ÄA zusammen mit der FDP, SPD und UBG einbringen, um 
diese Mittel aus dem Haushalt zu streichen. Diese Mittel können wir an 
anderer Stelle besser verwenden. 

 

 

 



 

Analyse des Haushaltsstatus 

Kommen wir jetzt aber zum Status und unserer Bewertung des 
vorgelegten Haushalts: 

• Ja, wir stehen vor einer schwierigen Situation mit einem erwarteten 
Ergebnis-Haushaltsdefizit um die fünf Millionen Euro im Jahr 2026 
und das ist nicht gut. 

• Die Stadt verfügte aber Mitte diesen Jahres über eine Liquidität 
von rund 40 Millionen Euro und wird auch Ende 2025 nach Plan 
noch 22 Mio. € liquide Mittel ausweisen können.  

• Die Rücklagen werden auch weiter abschmelzen, das ist richtig, 
aber nach aktuellem Stand der Planungen werden wir in den 
nächsten Jahren eine hinreichende Liquidität besitzen, um sogar 
ohne Haushaltssicherungsplan auskommen zu können.  

• Wie steht es um unsere Verschuldung? Wir kommen aus einer 
Phase, in der die Stadt Kronberg ihre Schulden in erheblichem Maße 
abbauen konnte. Hierdurch stehen wir aktuell deutlich besser da als 
viele andere Kommunen. Die zusätzlichen Kredite, die wir 
aufnehmen, betrachten wir zum allergrößten Teil als Investitionen 
in die Zukunft, und dafür sind Kredite im Kern auch in Ordnung. 
Speziell im Fall der Gewerbegebiete werden diese Investitionen 
zum großen Teil sogar wieder zurückfließen und neue Einnahmen 
auf der Gewerbesteuerseite ermöglichen. In anderen Fällen geht es 
darum, dass Substanz erhalten wird, damit wir auch in Zukunft ein 
lebenswertes Kronberg erhalten können. 

Unser Fazit: Wir befinden uns in einer anspruchsvollen Haushaltslage, 
aber wir halten auch nichts davon, dass wir Kronberg schlechter reden, 
als es momentan dasteht. Natürlich wollen wir unserer 
Mitverantwortung aber auch nachkommen und haben daher für alle 
unsere Änderungsanträge eine Gegenfinanzierung ausgewiesen. 

Betrachten wir jetzt aber den aktuellen Haushalt, so wie er in 
wesentlichen Teilen von CDU, FDP und KfB im HFA beschlossen wurde. 
Lassen Sie uns hierzu zunächst mit der Einnahmenseite beginnen, denn 
auch diese gehört zu einer achtsamen Haushaltspolitik dazu.  



 

Die Einnahmenseite: Unvernünftige Beschränkung 

Der Bürgermeister hat in seinem Haushaltsentwurf zwei moderate 
Einnahmesteigerungen vorgesehen. 

Eine zentrale Rolle spielt dabei die Gewerbesteuer-Erhöhung von 357 auf 
381 Punkte. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass der Nivellierungssatz 
des Landes auf genau diesen Betrag erhöht wird. Bleiben wir unter 
diesem Satz, würde unsere Steuermesszahl künstlich angehoben, was zu 
erhöhten Umlagen führen und bedeuten würde, dass wir Geld verlieren. 

Diese Erhöhung ist nun strittig, da CDU, KfB und FDP betonen, man 
sei „kein Freund von Steuererhöhungen“. Wir sind hier anderer Meinung: 
In einer wirtschaftlich herausfordernden Lage ist es unvernünftig, diese 
Einnahmequelle nicht auch zu betrachten. Dabei wirkt sich selbst die 
gesamte vorgeschlagene Anhebung der Gewerbesteuer für 
Personengesellschaften nicht aus, da sie komplett von der 
Einkommenssteuer abgesetzt werden kann. Die Erhöhung für GmbHs 
oder andere größere Unternehmungen halten wir für vertretbar und 
sehen uns in dieser Position dadurch bestärkt, dass wir auch nach der 
Erhöhung im Vergleich zu anderen Kommunen im Vorder- und 
Hintertaunus nach wie vor sehr wettbewerbsfähig dastehen. 

Die vorgeschlagene moderate Anpassung bei Gewerbe- und Grundsteuer 
wird durch die CDU, FDP und KfB jedoch nur teilweise in Betracht 
gezogen. Dies nimmt dem Haushalt einen wichtigen Hebel. 

Die Ausgabenseite: Kahlschlag statt Konzept 

Kommen wir jetzt zur Ausgabenseite. Hier haben sich CDU, FDP und KfB 
darauf verständigt, dass sie erhebliche pauschale Einsparungen von über 
1,6 Millionen Euro in den Sach- und Dienstleistungskosten und 
den Abbau von bis zu 161 Stellen (knapp 10 Prozent der städtischen 
Belegschaft) bis 2029 beschließen wollen. Dies sei laut diesen 
Parteien durch Nutzung von „Synergiepotenzialen“ und „pauschalen 

 
1 Diese Zahl ergibt sich aus folgendem Verständnis: 4 Stellen je 2026, 2027, 2028, 2029 entspricht 16 Stellen. 
Bei aktuell 173 besetzten Stellen entspricht. Dies einer Einsparung von 9,3 % (also ungefähr 10 %). Im 
Nachgang der Sitzung konnten wir klären, dass der Antrag anders gemeint ist und sich die Situation so darstellt: 
4 Stellen je 2026, 2027, 2028 entspricht 12 Stellen. Dies entspricht 6,9 % (also ungefähr 7 %). 



Effizienzsteigerungen“ umsetzbar. Man mag zunächst denken: „Klar, 2 % 
gehen doch immer.“ Lassen Sie sich aber nicht täuschen. 

1. Massive Kürzung der freien Mittel: Gut die Hälfte des Haushalts 
sind Umlagen und andere Verpflichtungen gegenüber dem Kreis 
oder dem Land (wie die hohe Kreisumlage). Damit entsprechen die 
Einsparungen bereits gut 4 % für die restlichen Positionen. Schaut 
man sich diese genauer an und sucht die wirklich freien Mittel – 
denn ich denke, wir sind uns einig, dass man z. B. bei den 
Kindergärten nicht einsparen will – dann entsprechen die 
ursprünglichen 2 % auf einmal bis zu 20 Prozent dieser „frei 
bestimmbaren Mittel“. Dies betrifft Bereiche, die das Stadtleben 
prägen, etwa die Jugend- und Sozialarbeit. 

2. Mangelndes Konzept: Dies stellt für uns keine Effizienzsteigerung, 
sondern „massiven Kahlschlag“ dar, insbesondere da die 
Verwaltung bereits erhebliche Einsparungen vorgenommen 
hat. Unser Einwand, dass eine solch radikale Kürzung nur mit einem 
politischen Priorisierungskonzept durchgeführt werden sollte, 
wurde von CDU, FDP und KfB abgelehnt. Auch unser Konzept, die 
Einsparungen in Höhe von 2 % auf die wirklich freien Mittel 
anzuwenden erhielt keine Zustimmung. 

3. Stellenabbau: Die 2 % Einsparungen auf Seiten der Personalkosten 
bis 2029 entsprechen dem Abbau von bis zu 16 Stellen. Wo sollen 
diese Stellen wegfallen? Altersabgänge und Fluktuation sind da ein 
strategisch wenig zielsicheres Mittel. Auch hier wurde unser 
Angebot zur gemeinsamen politischen Prioritätensetzung 
abgelehnt. Bürgermeister Christoph König äußerte ebenfalls 
Zweifel, ob die Verwaltung mit diesen Einschnitten die Erwartungen 
der Bürgerinnen und Bürger noch erfüllen kann. 

Kritik am Vorgehen 

Dieses Vorgehen ist aus unserer Sicht nicht zielführend und es ist darüber 
hinaus auch noch unkooperativ und gestaltungsunwillig. Anforderungen 
einfach mal über den Zaun zu werfen und dann andere arbeiten zu 
lassen, ist nicht unser Verständnis von einer respektvollen und 
kooperativen Zusammenarbeit zwischen Bürgervertretung und 
Verwaltung. Wir warnen: „Unter diesen Bedingungen wird ein Kronberg 
viele liebgewonnene Aspekte seines kulturellen Lebens verlieren.“. 



 

Zukunftsperspektive: Klimaschutz ausgebremst 

Lassen Sie mich zum Schluss auf einen zentralen Aspekt jedes Haushalts 
kommen: die Frage nach der Zukunftsperspektive, die durch diesen 
Haushalt eröffnet wird. Hier sehen wir, wie anfangs schon gesagt, einige 
positive Aspekte in diesem Haushalt. Wir müssen aber auch klar sagen, 
dass wir z. B. die Ausweisung der Auernbergwiesen als Gewerbegebiet 
nicht mittragen können und hatten daher auch ein alternatives Konzept 
zur Prüfung und zum Aufbau eines „Grünen Campus“ auf 
innerstädtischen Gewerbeflächen vorgeschlagen. Leider auch ohne 
Erfolg.  

Was uns aber wirklich besorgt, ist die Erkenntnis, dass beim Klimaschutz 
und der Energiewende im jetzigen Haushalt nur noch alte Impulse 
nachwirken. Alle Parteien außer den Bündnis 90 / Die Grünen scheinen in 
diesem Thema keinen Handlungsbedarf mehr zu sehen. Anders können 
wir uns nicht erklären, dass kein einziger inhaltlicher Antrag zu diesem 
Thema von den anderen Parteien eingebracht wurde. 

Dies, obwohl das Stadtparlament noch 2022 einstimmig beschlossen 
hatte, Kronberg bis 2035 klimaneutral zu machen. Nun aber wurden 
nicht nur keine eigenen Impulse mehr eingebracht, es wurden viel mehr 
sämtliche Anträge unserer Fraktion für eine zukunftsfähige Klima- und 
Energiepolitik abgelehnt. Politische Ziele wie die Klimaneutralität rücken 
damit in weite Ferne. 

Unserer Klima-Projekte 

Wir hatten unter anderem beantragt: 

• Investitionsmittel für Batteriespeicher: Ohne diese sind städtische 
Photovoltaik-Projekte kaum wirtschaftlich zu betreiben. Sie sind 
notwendig für die bessere und wirtschaftlichere Nutzung von PV-
Anlagen und zur Ermöglichung einer emissionsarmen 
Wärmewende. Ohne derartige Maßnahmen ist das Ziel der 
Klimaneutralität kaum erreichbar und die Stadt verpasst Chancen. 

• Erhöhung der Fördermittel für private PV-Anlagen und 
Balkonkraftwerke: Wir beantragten eine Erhöhung von 50 TSD € 



auf 200 TSD €, um private Haushalte bei Investitionen zu 
unterstützen, die Energie sparen und langfristig die Kosten senken. 
Wir freuen uns jedoch sehr, dass sich die KfB, FDP, SPD und UBG im 
Nachgang der Beratungen dazu bereit erklärt haben, mit uns einen 
gemeinsamen Änderungsantrag einzureichen, in dem diese Mittel 
immerhin auf 120 TSD € erhöht werden, was dem Antragsvolumen 
des letzten Jahres entspricht. So kann sinnvolle Kooperation und 
Gestaltung gehen, wenn sie von allen Seiten gewollt ist. 

• Einrichtung einer kommunalen Stelle für Klimaanpassung: Diese 
Stelle sollte zur besseren Vorbereitung auf extreme Dürreperioden 
oder Wasserknappheit dienen. Sie hätte sich über 
Förderprogramme weitgehend refinanzieren lassen und sollte 
eigentlich ein „No brainer“ sein. Dennoch wurde auch dieser Antrag 
abgelehnt, obwohl die Verwaltung klargestellt hat, dass z. B. eine 
Ausweitung von Entsiegelungsaktivitäten ohne eine solche Stelle 
kaum möglich ist. 

Wer nur aufs Sparen schaut, verpasst viele Chancen, die Zukunft zu 
gestalten. Fördermittel bleiben ungenutzt und Potenziale sauberer 
Energie werden nicht ausgeschöpft. Wir fordern, eine Politik für die 
Zukunft zu gestalten. 

Zusammenfassung unserer Position 

Wir halten fest: 

1. Wir lehnen eine pauschale Kürzung von über 1,6 Mio € in 
Verbindung mit einer pauschalen Personalkürzung ohne klares 
politisches Konzept ab. 

2. Wir sind gleichzeitig der Ansicht, dass eine unnötige Beschränkung 
auf der Einnahmenseite durch die unvollständige Anhebung der 
Gewerbe- und Grundsteuer dem Haushalt einen wichtigen Hebel 
nimmt. 

3. Wir sind der Ansicht, dass dieser Haushalt in drei wichtigen Punkten 
durch ein Klimapaket ergänzt werden muss. 

Wir haben deshalb Anträge zu den Themen: 

• Förderung privater PV-Anlagen und Balkonkraftwerke (zusammen 
mit der KfB),  



• Bereitstellung von Mitteln zur Anschaffung von Batteriespeichern,  
• und zuletzt die Einrichtung einer Klimafolgenmanager:innenstelle  

nochmals eingebracht. 

Wir möchten Sie daher bitten, diesen moderaten 
Zukunftsinvestitionen für unsere Stadt zuzustimmen und den Weg für 
eine strategisch handlungsfähige Stadt freizumachen. 

Dem Haushalt können wir in der vorliegenden Form daher nicht 
zustimmen und werden uns enthalten. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


